
Gesetzessammlung des Kantons Luzern 13. Lieferung vom 14. November 2009

Nr. 620

Steuergesetz

Änderung vom 9. März 2009*

Der Kantonsrat des Kantons Luzern,

nach Einsicht in die Botschaft des Regierungsrates vom 23. September 20081,

beschliesst:

I.

Das Steuergesetz vom 22. November 19992 wird wie folgt geändert:

§ 18 Sachüberschrift sowie Absatz 3 (neu)

Gesellschaften und kollektive Kapitalanlagen
3 Das Einkommen der kollektiven Kapitalanlagen gemäss dem Kollektivanlagen­
gesetz vom 23. Juni 2006 (KAG)3 wird denAnlegerinnen undAnlegern anteils­
mässig zugerechnet; ausgenommen davon sind die kollektiven Kapitalanlagen mit
direktem Grundbesitz.

§ 22 Absatz 1
1 Die von der Steuerpflicht ausgenommenen begünstigten Personen nachArtikel 2
Absatz 2 des Gaststaatgesetzes vom 22. Juni 20074 werden insoweit nicht besteuert,
als das Bundesrecht eine Steuerbefreiung vorsieht.

*K 2009 677 und G 2009 321
1 KR 2009 131
2 G 2000 1
3 SR 951.31. Auf dieses Gesetz wird im Folgenden nicht mehr hingewiesen.
4 SR 192.12
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§ 25 Absatz 2
2 Zu den Einkünften aus selbständiger Erwerbstätigkeit zählen auch alle Kapital­
gewinne ausVeräusserung,Verwertung oder buchmässigerAufwertung von Geschäfts­
vermögen. Der Veräusserung gleichgestellt ist die Überführung von Geschäftsver­
mögen in das Privatvermögen oder in ausländische Betriebe oder Betriebsstätten.
Als Geschäftsvermögen gelten alle Vermögenswerte, die ganz oder vorwiegend der
selbständigen Erwerbstätigkeit dienen. Gleiches gilt für Beteiligungen von mindes­
tens 20 Prozent am Grund­ oder Stammkapital einer Kapitalgesellschaft oder Ge­
nossenschaft, sofern der Eigentümer oder die Eigentümerin sie im Zeitpunkt des
Erwerbs zum Geschäftsvermögen erklärt. § 25b bleibt vorbehalten.

§ 25a (neu)
Aufschubstatbestände

1 Wird eine Liegenschaft des Anlagevermögens aus dem Geschäftsvermögen in das
Privatvermögen überführt, kann die steuerpflichtige Person verlangen, dass im Zeit­
punkt der Überführung nur die Differenz zwischen denAnlagekosten und dem mass­
gebenden Einkommenssteuerwert besteuert wird. In diesem Fall gelten die Anlage­
kosten als neuer massgebender Einkommenssteuerwert, und die Besteuerung der
übrigen stillen Reserven als Einkommen aus selbständiger Erwerbstätigkeit wird bis
zur Veräusserung der Liegenschaft aufgeschoben.
2 Die Verpachtung eines Geschäftsbetriebs gilt nur auf Antrag der steuerpflichtigen
Person als Überführung in das Privatvermögen.
3 Wird bei einer Erbteilung der Geschäftsbetrieb nicht von allen Erbinnen und Erben
fortgeführt, wird die Besteuerung der stillen Reserven auf Gesuch der den Betrieb
übernehmenden Erbinnen und Erben bis zur späteren Realisierung aufgeschoben,
soweit diese die bisherigen für die Einkommenssteuer massgebendenWerte über­
nehmen.

§ 25b (neu)
Teilbesteuerung der Einkünfte aus Beteiligungen des Geschäftsvermögens

1 Dividenden, Gewinnanteile, Liquidationsüberschüsse und geldwerte Vorteile aus
Aktien,Anteilen an Gesellschaften mit beschränkter Haftung, Genossenschafts­
anteilen und Partizipationsscheinen sowie Gewinne aus der Veräusserung solcher
Beteiligungsrechte sind nachAbzug des zurechenbarenAufwands im Umfang von
50 Prozent steuerbar, wenn diese Beteiligungsrechte mindestens 10 Prozent des
Grund­ oder Stammkapitals einer Kapitalgesellschaft oder Genossenschaft dar­
stellen.
2 Die Teilbesteuerung auf Veräusserungsgewinnen wird nur gewährt, wenn die ver­
äusserten Beteiligungsrechte mindestens ein Jahr im Eigentum der steuerpflichtigen
Person oder des Personenunternehmens waren.
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§ 26 Absatz 1 Einleitungssatz
1 Stille Reserven einer Personenunternehmung (Einzelunternehmen, Personen­
gesellschaft) werden bei Umstrukturierungen, insbesondere im Fall der Fusion, Spal­
tung oder Umwandlung, nicht besteuert, soweit die Steuerpflicht in der Schweiz
fortbesteht und die bisher für die Einkommenssteuer massgeblichenWerte über­
nommen werden:

§ 27 Absätze 1c und e sowie 3 und 4 (neu)
1 Steuerbar sind die Erträge aus beweglichemVermögen, insbesondere
c. Dividenden, Gewinnanteile, Liquidationsüberschüsse und geldwerte Vorteile aus
Beteiligungen aller Art (einschliesslich Gratisaktien, Gratisnennwerterhöhungen
und dergleichen); ein bei der Rückgabe von Beteiligungen im Sinn vonArtikel 4a
des Bundesgesetzes über die Verrechnungssteuer vom 13. Oktober 1965 (VStG)5

an die Kapitalgesellschaft oder Genossenschaft erzielter Liquidationsüberschuss
gilt in dem Jahr als realisiert, in welchem die Verrechnungssteuerforderung ent­
steht (Art. 12 Abs. 1 und 1bis VStG);Absatz 3 bleibt vorbehalten.

e. Einkünfte aus Anteilen an kollektiven Kapitalanlagen, soweit die Gesamterträge
die Erträge aus direktem Grundbesitz übersteigen.

3 Dividenden, Gewinnanteile, Liquidationsüberschüsse und geldwerte Vorteile aus
Aktien,Anteilen an Gesellschaften mit beschränkter Haftung, Genossenschafts­
anteilen und Partizipationsscheinen (einschliesslich Gratisaktien, Gratisnennwert­
erhöhungen und dergleichen) sind im Umfang von 50 Prozent steuerbar, wenn diese
Beteiligungsrechte mindestens 10 Prozent des Grund­ oder Stammkapitals einer
Kapitalgesellschaft oder Genossenschaft darstellen.
4 Die Rückzahlung von Einlagen,Aufgeldern und Zuschüssen, die von den Inhabe­
rinnen und Inhabern der Beteiligungsrechte nach dem 31. Dezember 1996 geleistet
worden sind, wird gleich behandelt wie die Rückzahlung von Grund­ oder Stamm­
kapital.

§ 27a (neu)
Indirekte Teilliquidation und Transponierung

1 Als Ertrag aus beweglichemVermögen im Sinn von § 27Absatz 1c gilt auch:
a. der Erlös aus demVerkauf einer Beteiligung von mindestens 20 Prozent am
Grund­ oder Stammkapital einer Kapitalgesellschaft oder Genossenschaft aus
dem Privatvermögen in das Geschäftsvermögen einer anderen natürlichen oder
einer juristischen Person, soweit innert fünf Jahren nach demVerkauf, unter
Mitwirkung der verkaufenden Person, nicht betriebsnotwendige Substanz aus­
geschüttet wird, die im Zeitpunkt des Verkaufs bereits vorhanden und handels­

5 SR 642.21
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rechtlich ausschüttungsfähig war; dies gilt sinngemäss auch, wenn innert fünf
Jahren mehrere Beteiligte eine solche Beteiligung gemeinsam verkaufen oder
Beteiligungen von insgesamt mindestens 20 Prozent verkauft werden; ausge­
schüttete Substanz wird bei der verkaufenden Person gegebenenfalls imVer­
fahren nach den §§ 174–178 nachträglich besteuert,

b. der Erlös aus der Übertragung einer Beteiligung von mindestens 5 Prozent am
Grund­ oder Stammkapital einer Kapitalgesellschaft oder Genossenschaft aus
dem Privatvermögen in das Geschäftsvermögen einer Personenunternehmung
oder einer juristischen Person, an welcher die veräussernde oder einbringende
Person nach der Übertragung zu mindestens 50 Prozent am Kapital beteiligt ist,
soweit die gesamthaft erhaltene Gegenleistung den Nennwert der übertragenen
Beteiligung übersteigt; dies gilt sinngemäss auch, wenn mehrere Beteiligte die
Übertragung gemeinsam vornehmen.

2 Eine Mitwirkung im Sinn vonAbsatz 1a liegt vor, wenn die verkaufende Person
weiss oder wissen muss, dass der Gesellschaft zwecks Finanzierung des Kaufpreises
Mittel entnommen und nicht wieder zugeführt werden.

§ 37 Absatz 1
1 Werden Gegenstände des betriebsnotwendigenAnlagevermögens ersetzt, können
die stillen Reserven auf die als Ersatz erworbenenAnlagegüter übertragen werden,
wenn diese ebenfalls betriebsnotwendig sind und sich in der Schweiz befinden.Vor­
behalten bleibt die Besteuerung beim Ersatz von Liegenschaften durch Gegenstände
des beweglichenVermögens.

§ 39 Absatz 2
2 Bei Liegenschaften im Privatvermögen können die Unterhaltskosten, die Kosten
der Instandstellung von neu erworbenen Liegenschaften, die Versicherungsprämien
und die Kosten der Verwaltung durch Dritte abgezogen werden.

§ 40 Absätze 1a, g und k sowie Absatz 2
1 Von den Einkünften werden abgezogen:
a. die privaten Schuldzinsen im Umfang der nach den §§ 27, 27a und 28 steuerbaren
Vermögenserträge und weiterer 50 000 Franken; nicht abzugsfähig sind die Bau­
kreditzinsen sowie die Zinsen für Darlehen, die eine Kapitalgesellschaft einer
an ihrem Kapital massgeblich beteiligten oder ihr sonstwie nahestehenden natür­
lichen Person zu Bedingungen gewährt, die erheblich von den im Geschäfts­
verkehr unter Dritten üblichen Bedingungen abweichen,

g. die Einlagen, Prämien und Beiträge für die Lebens­, die Kranken­ und die nicht
unter Absatz 1f fallende Unfallversicherung sowie die Zinsen von Sparkapitalien
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der steuerpflichtigen Person und der von ihr unterhaltenen Personen bis zum
Gesamtbetrag von
– 4900 Franken für verheiratete Personen, die in rechtlich und tatsächlich
ungetrennter Ehe leben;

– 2500 Franken für die übrigen Steuerpflichtigen;
die Abzüge von 4900 Franken beziehungsweise 2500 Franken erhöhen sich um
1400 Franken beziehungsweise 700 Franken für steuerpflichtige Personen ohne
Beiträge gemäss Absatz 1d und 1e sowie um 700 Franken für jedes im Sinn von
§ 42Absatz 1a abzugsberechtigte Kind,

k. die Zuwendungen und Beiträge an die im Kantonsrat vertretenen Parteien,
wenn die Zuwendungen in der Steuerperiode 100 Franken erreichen und ins­
gesamt 10 Prozent der um dieAufwendungen nach den §§ 33–40Absatz 1g ver­
minderten steuerbaren Einkünfte nicht übersteigen, höchstens aber 5300 Franken.

2 Leben Ehegatten in rechtlich und tatsächlich ungetrennter Ehe, werden vom Erwerbs­
einkommen, das ein Ehegatte unabhängig vom Beruf, Geschäft oder Gewerbe des
andern Ehegatten erzielt, 4700 Franken abgezogen. Ein gleicherAbzug ist zulässig bei
erheblicher Mitarbeit eines Ehegatten im Beruf, Geschäft oder Gewerbe des andern
Ehegatten.Die beidenAbzüge können nicht gleichzeitig geltend gemacht werden.

§ 42 Absatz 1
1 Vom Reineinkommen werden abgezogen:
a. für jedes unmündige oder inAusbildung stehende Kind, für dessen Unterhalt die
steuerpflichtige Person sorgt,
– 6700 Franken, wenn das Kind das sechsteAltersjahr noch nicht vollendet hat,
– 7200 Franken, wenn das Kind das sechste Altersjahr vollendet hat,
– 12 500 Franken, wenn das Kind in schulischer oder beruflicher Ausbildung
steht und sich dafür ständig am auswärtigenAusbildungsort aufhalten muss,

b. für jedes im eigenen Haushalt lebende Kind, welches das 15.Altersjahr noch
nicht vollendet hat, 2000 Franken für die eigene Betreuung; der Abzug erhöht
sich auf höchstens 6700 Franken für Fremdbetreuungskosten, die infolge Berufs­
tätigkeit entstehen,

c. für jedes im eigenen Haushalt lebende Kind, welches das 15.Altersjahr noch
nicht vollendet hat, 2000 Franken für die eigene Betreuung; der Abzug erhöht
sich um die ungedeckten Fremdbetreuungskosten, welche infolge schwerer
Erkrankung der das Kind betreuenden Person anfallen,

d. für jede erwerbsunfähige oder beschränkt erwerbsfähige Person, an deren Un­
terhalt die steuerpflichtige Person mindestens einen Beitrag in der Höhe des
Abzugs leistet, 2600 Franken; der Abzug kann nicht beansprucht werden für
den Ehegatten oder für Kinder, für die der steuerpflichtigen Person einAbzug
gemäss Absatz 1a oder § 40Absatz 1c zusteht; verwitweten, in getrennter Ehe
lebenden, geschiedenen und ledigen Steuerpflichtigen ohne Kinder, denen der
Tarif nach § 57Absatz 2 zusteht, wird der Abzug nur für unterstützungsbedürf­
tige Personen gewährt, die nicht im Haushalt der steuerpflichtigen Person leben.
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§ 43 Absatz 3
3 Bei Anteilen an kollektiven Kapitalanlagen mit direktem Grundbesitz ist dieWert­
differenz zwischen den Gesamtaktiven der kollektiven Kapitalanlage und deren
direktem Grundbesitz steuerbar.

§ 45 Bewegliches Geschäftsvermögen

Immaterielle Güter und bewegliches Vermögen, die zum Geschäftsvermögen der
steuerpflichtigen Person gehören, werden zu dem für die Einkommenssteuer mass­
geblichenWert bewertet.

§ 57 Absätze 1, 2 und 6
1 Die Steuer je Einheit beträgt für eine Steuerperiode
0,00 Prozent der ersten Fr. 9 400.–
0,50 Prozent der nächsten Fr. 2 300.–
1,00 Prozent der nächsten Fr. 3 000.–
2,00 Prozent der nächsten Fr. 1 100.–
3,00 Prozent der nächsten Fr. 1 100.–
4,00 Prozent der nächsten Fr. 2 700.–
4,50 Prozent der nächsten Fr. 4 100.–
5,00 Prozent der nächsten Fr. 80 500.–
5,25 Prozent der nächsten Fr. 50 900.–
5,50 Prozent der nächsten Fr. 25 000.–
5,80 Prozent der nächsten Fr. 1 804 400.–
Bei Einkommen über 1984 500 Franken beträgt die Steuer je Einheit 5,7 Prozent
des Einkommens.
2 Für verheiratete Personen, die in rechtlich und tatsächlich ungetrennter Ehe leben,
sowie für verwitwete, gerichtlich oder tatsächlich getrennt lebende, geschiedene
und ledige Personen, die mit Kindern oder unterstützungsbedürftigen Personen im
gleichen Haushalt zusammenleben und deren Unterhalt zur Hauptsache bestreiten,
beträgt die Steuer je Einheit für eine Steuerperiode
0,00 Prozent der ersten Fr. 18 800.–
0,50 Prozent der nächsten Fr. 3 900.–
1,50 Prozent der nächsten Fr. 1 000.–
2,50 Prozent der nächsten Fr. 1 100.–
3,00 Prozent der nächsten Fr. 2 000.–
3,50 Prozent der nächsten Fr. 4 000.–
4,50 Prozent der nächsten Fr. 63 000.–
5,00 Prozent der nächsten Fr. 36 800.–
5,50 Prozent der nächsten Fr. 20 000.–
5,80 Prozent der nächsten Fr. 1 198 300.–
Bei Einkommen über 1348 900 Franken beträgt die Steuer je Einheit 5,6 Prozent
des Einkommens.

Absatz 6 wird aufgehoben.
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§ 59b (neu)
Liquidationsgewinne

1 Wird die selbständige Erwerbstätigkeit nach dem vollendeten 55.Altersjahr oder
wegen Unfähigkeit zurWeiterführung infolge Invalidität definitiv aufgegeben, ist
die Summe der in den letzten zwei Geschäftsjahren realisierten stillen Reserven
getrennt vom übrigen Einkommen zu besteuern. Einkaufsbeiträge gemäss § 40Ab­
satz 1d sind abziehbar.Werden keine solchen Einkäufe vorgenommen, wird die
Steuer auf dem Betrag der realisierten stillen Reserven, für den die steuerpflichtige
Person die Zulässigkeit eines Einkaufs gemäss § 40Absatz 1d nachweist, zu einem
Drittel der Tarife nach § 57 berechnet. Für die Bestimmung des auf den Restbetrag
der realisierten stillen Reserven anwendbaren Satzes ist ein Drittel dieses Rest­
betrags massgebend, es wird aber in jedem Fall eine Steuer zu einem Satz von min­
destens 2 Prozent je Einheit erhoben.
2 Absatz 1 gilt auch für die überlebenden Ehegatten, die anderen Erbinnen und
Erben sowie die Vermächtnisnehmerinnen undVermächtnisnehmer, sofern sie das
übernommene Unternehmen nicht fortführen; die steuerlicheAbrechnung erfolgt
spätestens fünf Kalenderjahre nachAblauf des Todesjahres der Erblasserin oder
des Erblassers.

§ 60 Absatz 3
3 Für Beteiligungen an Kapitalgesellschaften und Genossenschaften, an denen die
steuerpflichtige Person zu mindestens 10 Prozent am Grund­ oder Stammkapital
beteiligt ist, ermässigt sich die Steuer nach denAbsätzen 1 und 2 um 40 Prozent.

§ 62 Höchstbelastung
1 Der Gesamtbetrag der Einkommenssteuer des Staates, der Einwohner­ und der
Kirchgemeinden darf 22,8 Prozent (Tarif nach § 57Abs. 1) beziehungsweise 22,4
Prozent (Tarif nach § 57Abs. 2) des im Kanton Luzern steuerbaren Einkommens
nicht übersteigen.
2 Der Gesamtbetrag der Vermögenssteuer des Staates, der Einwohner­ und der
Kirchgemeinden darf 3,0 Promille des im Kanton Luzern steuerbaren Vermögens
nicht übersteigen.

§ 63 Absatz 2
2 Den übrigen juristischen Personen gleichgestellt sind die kollektiven Kapitalanlagen
mit direktem Grundbesitz nachArtikel 58 KAG.Die Investmentgesellschaften mit
festem Kapital nachArtikel 110 KAG werden wie Kapitalgesellschaften besteuert.
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§ 70 Absätze 1k sowie n (neu)
1 Von der Steuerpflicht sind befreit:
k. die ausländischen Staaten für ihre inländischen, ausschliesslich dem unmittel­
baren Gebrauch der diplomatischen und konsularischenVertretungen bestimm­
ten Liegenschaften sowie die von der Steuerpflicht befreiten institutionellen
Begünstigten nachArtikel 2 Absatz 1 des Gaststaatgesetzes für die Liegenschaf­
ten, die Eigentum der institutionellen Begünstigten sind und die von deren
Dienststellen benützt werden,

n. die kollektiven Kapitalanlagen mit direktem Grundbesitz, sofern derenAnlege­
rinnen undAnleger ausschliesslich steuerbefreite Einrichtungen der beruflichen
Vorsorge nachAbsatz 1e oder steuerbefreite inländische Sozialversicherungs­
undAusgleichskassen nachAbsatz 1f sind.

§ 76 Absatz 4
4 Wertberichtigungen undAbschreibungen auf den Gestehungskosten von Beteili­
gungen, welche die Voraussetzungen von § 83Absatz 2b erfüllen, werden dem steuer­
baren Gewinn zugerechnet, soweit sie nicht mehr begründet sind.

§ 78 Absätze 1 und 4
1 Werden Gegenstände des betriebsnotwendigenAnlagevermögens ersetzt, können
die stillen Reserven auf die als Ersatz erworbenenAnlagegüter übertragen werden,
wenn diese ebenfalls betriebsnotwendig sind und sich in der Schweiz befinden.
Vorbehalten bleibt die Besteuerung beim Ersatz von Liegenschaften durch Gegen­
stände des beweglichenVermögens.
4 Beim Ersatz von Beteiligungen können die stillen Reserven auf eine neue Beteili­
gung übertragen werden, sofern die veräusserte Beteiligung mindestens 10 Prozent
des Grund­ oder Stammkapitals oder mindestens 10 Prozent des Gewinns und der
Reserven der anderen Gesellschaft ausmacht und diese Beteiligung während mindes­
tens eines Jahres im Besitz der Kapitalgesellschaft oder Genossenschaft war.

§ 79 Sachüberschrift undAbsatz 3

Gewinn vonVereinen, Stiftungen und kollektiven Kapitalanlagen
3 Die kollektiven Kapitalanlagen mit direktem Grundbesitz unterliegen der Gewinn­
steuer für den Ertrag aus direktem Grundbesitz.

§ 81 Kapitalgesellschaften und Genossenschaften

Die Steuer je Einheit der Kapitalgesellschaften und Genossenschaften beträgt 1,5
Prozent des Reingewinns.
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§ 82 Absatz 1
1 Die Gewinnsteuer einer Kapitalgesellschaft oder Genossenschaft ermässigt sich im
Verhältnis des Nettoertrags aus den Beteiligungsrechten zum gesamten Reingewinn,
wenn die Gesellschaft oder Genossenschaft
a. zu mindestens 10 Prozent am Grund­ oder Stammkapital einer anderen Gesell­
schaft beteiligt ist,

b. zu mindestens 10 Prozent am Gewinn und an den Reserven einer anderen
Gesellschaft beteiligt ist oder

c. Beteiligungsrechte imVerkehrswert von mindestens 1 Million Franken hält.

§ 83 Absatz 2b
2 Kapitalgewinne und Buchgewinne infolgeAufwertung gemäss Artikel 670 OR6

werden bei der Berechnung der Ermässigung gemäss § 82 nur berücksichtigt,
b. wenn die veräusserte Beteiligung mindestens 10 Prozent des Grund­ oder Stamm­
kapitals einer anderen Gesellschaft betrug oder einenAnspruch auf mindestens
10 Prozent des Gewinns und der Reserven einer anderen Gesellschaft begrün­
dete und während mindestens eines Jahres im Besitz der veräussernden Kapital­
gesellschaft oder Genossenschaft war; fällt die Beteiligungsquote infolge Teil­
veräusserung unter 10 Prozent, kann die Ermässigung für jeden folgendenVer­
äusserungsgewinn nur beansprucht werden, wenn die Beteiligungsrechte am
Ende des Steuerjahres vor demVerkauf einen Verkehrswert von mindestens
1 Million Franken hatten.

§ 87 Absatz 1
1 Die Steuer je Einheit der Vereine, Stiftungen und übrigen juristischen Personen
beträgt 1,5 Prozent des Reingewinns.

§ 88 Kollektive Kapitalanlagen

Die Steuer je Einheit der kollektiven Kapitalanlagen mit direktem Grundbesitz
beträgt 1,5 Prozent des Reingewinns.

§ 92 Absatz 1b
1 Als steuerbares Eigenkapital gilt:
b. bei kollektiven Kapitalanlagen der auf den direkten Grundbesitz entfallende
Anteil am Reinvermögen.

6 SR 220
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§ 93 Absatz 2
2 Eigenkapital unter 100 000 Franken vonVereinen, Stiftungen und übrigen juristi­
schen Personen mit Ausnahme der kollektiven Kapitalanlagen wird nicht besteuert.

§ 95 Absatz 1
1 Die Kapitalgesellschaften und Genossenschaften entrichten anstelle der ordent­
lichen Steuern eine Minimalsteuer von 1 Promille des Steuerwerts der im Kanton
Luzern gelegenen Grundstücke, wenn der Minimalsteuerbetrag die sich nach den
§§ 72–94 ergebenden Steuern übersteigt. Massgebend ist der Steuerwert am Ende
der Steuerperiode.

§ 100
Die Gesamtbelastung der Korporationsgemeinden durch die Staats­ und Gemeinde­
steuern (Reingewinn­ und Kapitalsteuer) darf 12 Prozent des steuerbaren Rein­
gewinns nicht übersteigen, muss aber mindestens 1 Promille des steuerbaren Eigen­
kapitals betragen.

§ 110 Absatz 3
3 Als steuerbares Vermögen gilt die pfandgesicherte Forderung. Die Steuer beträgt
3 Promille des steuerbaren Vermögens.

§ 146 Absatz 3 (neu)
3 Zudem haben Kapitalgesellschaften und Genossenschaften das ihrer Veranlagung
zur Gewinnsteuer dienende Eigenkapital am Ende der Steuerperiode oder der
Steuerpflicht auszuweisen. Dieses besteht aus dem einbezahlten Grund­ oder
Stammkapital, den in der Handelsbilanz ausgewiesenen Einlagen,Aufgeldern und
Zuschüssen im Sinn von § 27Absatz 4, den offenen und den aus versteuertem Ge­
winn gebildeten stillen Reserven sowie aus jenemTeil des Fremdkapitals, dem wirt­
schaftlich die Bedeutung von Eigenkapital zukommt.

§ 150 Absatz 4
4 Die kollektiven Kapitalanlagen mit direktem Grundbesitz müssen denVeran­
lagungsbehörden für jede Steuerperiode eine Bescheinigung über alle Verhältnisse
einreichen, die für die Besteuerung des direkten Grundbesitzes und dessen Erträge
massgeblich sind.

§ 160 Absätze 2 und 3

werden aufgehoben.
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§ 161 Sachüberschrift undAbsatz 1

Einspracherecht

Absatz 1 wird aufgehoben.

§ 174 Sachüberschrift

Ordentliche Nachsteuer

§ 176 Absatz 1
1 Die Einleitung des Nachsteuerverfahrens wird schriftlich eröffnet.Wenn bei Ein­
leitung des Nachsteuerverfahrens ein Strafverfahren wegen Steuerhinterziehung
weder eingeleitet wird, noch hängig ist, noch von vornherein ausgeschlossen werden
kann, wird die steuerpflichtige Person auf die Möglichkeit der späteren Einleitung
eines solchen Strafverfahrens aufmerksam gemacht.

§ 178a (neu)
Vereinfachte Nachbesteuerung von Erbinnen und Erben

1 Alle Erbinnen und Erben haben unabhängig voneinander Anspruch auf eine ver­
einfachte Nachbesteuerung der von der Erblasserin oder vom Erblasser hinter­
zogenen Bestandteile vonVermögen und Einkommen, wenn
a. die Hinterziehung keiner Steuerbehörde bekannt ist,
b. sie die Verwaltung bei der Feststellung der hinterzogenenVermögens­ und Ein­
kommenselemente vorbehaltlos unterstützen und

c. sie sich ernstlich um die Bezahlung der geschuldeten Nachsteuer bemühen.
2 Die Nachsteuer wird für die letzten drei vor demTodesjahr abgelaufenen Steuer­
perioden nach denVorschriften über die ordentliche Veranlagung berechnet und
samt Verzugszins nachgefordert.
3 Die vereinfachte Nachbesteuerung ist ausgeschlossen, wenn die Erbschaft amtlich
oder konkursamtlich liquidiert wird.
4 Auch eine mit derWillensvollstreckung oder der Erbschaftsverwaltung beauftragte
Person kann um eine vereinfachte Nachbesteuerung ersuchen.

§ 211 Absätze 3 und 4 sowie 5 (neu)
3 Zeigt die steuerpflichtige Person erstmals eine Steuerhinterziehung selbst an, wird
von einer Strafverfolgung abgesehen (straflose Selbstanzeige), wenn
a. die Hinterziehung keiner Steuerbehörde bekannt ist,
b. sie die Verwaltung bei der Festsetzung der Nachsteuer vorbehaltlos unterstützt
und

c. sie sich ernstlich um die Bezahlung der geschuldeten Nachsteuer bemüht.
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4 Bei jeder weiteren Selbstanzeige wird die Busse unter denVoraussetzungen nach
Absatz 3 auf einen Fünftel der hinterzogenen Steuer ermässigt.
5 In besonders leichten Fällen kann von der Erhebung einer Busse abgesehen werden.

§ 213 Absatz 3 (neu)
3 Zeigt sich eine Person nachAbsatz 1 erstmals selbst an und sind die Voraussetzun­
gen nach § 211Absätze 3a und b erfüllt, wird von einer Strafverfolgung abgesehen
und die Solidarhaftung entfällt.

§ 214 Absätze 1 sowie 4 (neu)
1 Wer Nachlasswerte, zu deren Bekanntgabe er im Inventarverfahren verpflichtet ist,
verheimlicht oder beiseiteschafft in der Absicht, sie der Inventaraufnahme zu ent­
ziehen, sowie wer zu einer solchen Handlung anstiftet, dazu Hilfe leistet oder eine
solche Tat begünstigt, wird mit Busse bestraft.
4 Zeigt sich eine Person nachAbsatz 1 erstmals selbst an, wird von einer Strafverfol­
gung wegenVerheimlichung oder Beiseiteschaffung von Nachlasswerten im Inventar­
verfahren und wegen allfälliger anderer in diesem Zusammenhang begangener Straf­
taten abgesehen (straflose Selbstanzeige), wenn
a. dieWiderhandlung keiner Steuerbehörde bekannt ist und
b. die Person die Verwaltung bei der Berichtigung des Inventars vorbehaltlos unter­
stützt.

§ 216 Steuerhinterziehung von Ehegatten

Die steuerpflichtige Person, die in rechtlich und tatsächlich ungetrennter Ehe lebt,
wird nur für die Hinterziehung ihrer eigenen Steuerfaktoren gebüsst.Vorbehalten
bleibt § 213. Die Mitunterzeichnung der Steuererklärung stellt für sich allein keine
Widerhandlung nach § 213 dar.

§ 217a (neu)
Selbstanzeige bei juristischen Personen

1 Zeigt eine steuerpflichtige juristische Person erstmals eine in ihrem Geschäfts­
betrieb begangene Steuerhinterziehung selbst an, wird von einer Strafverfolgung
abgesehen (straflose Selbstanzeige), wenn
a. die Hinterziehung keiner Steuerbehörde bekannt ist,
b. sie die Verwaltung bei der Festsetzung der Nachsteuer vorbehaltlos unterstützt
und

c. sie sich ernstlich um die Bezahlung der geschuldeten Nachsteuer bemüht.
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2 Die straflose Selbstanzeige kann auch eingereicht werden:
a. nach einer Änderung der Firma oder einer Verlegung des Sitzes innerhalb der
Schweiz,

b. nach einer Umwandlung nach denArtikeln 53–68 des Fusionsgesetzes vom
3. Oktober 2003 (FusG)7 durch die neue juristische Person für die vor der
Umwandlung begangenen Steuerhinterziehungen,

c. nach einer Absorption (Art. 3 Abs. 1a FusG) oder Abspaltung (Art. 29 Unter­
abs. b FusG) durch die weiterbestehende juristische Person für die vor der
Absorption oder Abspaltung begangenen Steuerhinterziehungen.

3 Die straflose Selbstanzeige muss von den Organen oder Vertretungen der juris­
tischen Person eingereicht werden.Von einer Strafverfolgung gegen diese Organe
oder Vertretungen wird abgesehen und ihre Solidarhaftung entfällt.
4 Zeigt ein ausgeschiedenes Organmitglied oder eine ausgeschiedene Vertretung der
juristischen Person diese wegen Steuerhinterziehung erstmals an und ist die Steuer­
hinterziehung keiner Steuerbehörde bekannt, wird von einer Strafverfolgung der
juristischen Person, sämtlicher aktueller und ausgeschiedener Mitglieder der Organe
und sämtlicher aktueller und ausgeschiedener Vertretungen abgesehen. Ihre Solidar­
haftung entfällt.
5 Bei jeder weiteren Selbstanzeige wird die Busse unter denVoraussetzungen nach
Absatz 1 auf einen Fünftel der hinterzogenen Steuer ermässigt.
6 Nach Beendigung der Steuerpflicht einer juristischen Person in der Schweiz kann
keine Selbstanzeige mehr eingereicht werden.

§ 219 Absatz 2
2 Die Einleitung eines Strafverfahrens wegen Steuerhinterziehung wird der betroffe­
nen Person schriftlich mitgeteilt. Es wird ihr Gelegenheit gegeben, sich zu der gegen
sie erhobenenAnschuldigung zu äussern. Sie wird auf das Recht hingewiesen, die
Aussage und ihre Mitwirkung zu verweigern.

§ 220 Absatz 2
2 Beweismittel aus einem Nachsteuerverfahren dürfen in einem Steuerstrafverfahren
wegen Steuerhinterziehung nur dann verwendet werden, wenn sie weder unter
Androhung einer Veranlagung nach pflichtgemässem Ermessen (§ 152Abs. 2) mit
Umkehr der Beweislast nach § 154Absatz 4 noch unter Androhung einer Busse
wegenVerletzung vonVerfahrenspflichten beschafft wurden.

7 SR 221.301
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§ 225 Absatz 3 (neu)
3 Liegt eine Selbstanzeige nach § 211Absatz 3 oder § 217aAbsatz 1 vor, wird von
einer Strafverfolgung wegen allen anderen Straftaten abgesehen, die zum Zweck
dieser Steuerhinterziehung begangen wurden. Diese Bestimmung ist auch in den
Fällen nach § 213Absatz 3 und § 217aAbsätze 3 und 4 anwendbar.

§ 226 Absatz 3 (neu)
3 Liegt eine Selbstanzeige nach § 211Absatz 3 oder § 217aAbsatz 1 vor, wird von
einer Strafverfolgung wegenVeruntreuung von Quellensteuern und anderen Straf­
taten, die zum Zweck der Veruntreuung von Quellensteuern begangen wurden, ab­
gesehen. Diese Bestimmung ist auch in den Fällen nach § 213Absatz 3 und § 217a
Absätze 3 und 4 anwendbar.

§ 258a (neu)
Nachsteuer bei Erbgängen

Auf Erbgängen, die vor Inkrafttreten des Bundesgesetzes über die Vereinfachung
der Nachbesteuerung in Erbfällen und die Einführung der straflosen Selbstanzeige
vom 20.März 2008 eröffnet wurden, sind die Bestimmungen über die Nachsteuern
nach bisherigem Recht anwendbar.

II.

Folgende Erlasse werden gemäss Anhang geändert:
a. Gesetz betreffend die Erbschaftssteuern vom 27.Mai 19088,
b. Gesetz über die Handänderungssteuer vom 28. Juni 19839,
c. Gesetz über die Grundstückgewinnsteuer vom 31. Oktober 196110,
d. Gesetz vom 28. Juli 1919 betreffend die teilweiseAbänderung des Steuergesetzes
vom 30. November 189211,

e. Gesetz über die steuerbegünstigtenArbeitsbeschaffungsreserven vom 13. Sep­
tember 198812.

8 SRL Nr. 630
9 SRL Nr. 645
10 SRL Nr. 647
11 SRL Nr. 652
12 SRL Nr. 861
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III.

1. Der Regierungsrat bestimmt das Inkrafttreten der §§ 18 Sachüberschrift sowie
Absatz 3, 22Absatz 1, 25Absatz 2, 25b, 27Absätze 1c und e sowie 3, 27a, 39Ab­
satz 2, 40Absatz 1a, 43Absatz 3, 57Absatz 6, 60Absatz 3, 62, 63Absatz 2, § 70
Absatz 1k sowie n, 76Absatz 4, 79 Sachüberschrift undAbsatz 3, 92Absatz 1b,
§ 93Absatz 2, 110Absatz 3, 150Absatz 4, 174 Sachüberschrift, 176Absatz 1,
178a, 211Absätze 3 und 4 sowie 5, 213Absatz 3, 214Absätze 1 sowie 4, 216, 217a,
219Absatz 2, 220Absatz 2, 225Absatz 3, 226Absatz 3 und 258a des Steuergeset­
zes sowie von § 5Absatz 1 Ziffer 3 und § 13Absatz 1 Ziffer 4 des Gesetzes über
die Grundstückgewinnsteuer und von § 9a des Gesetzes über die steuerbegüns­
tigtenArbeitsbeschaffungsreserven.13

2. Die §§ 81, 87Absatz 1 und 88 des Steuergesetzes treten am 1. Januar 2012 in
Kraft.

3. Die übrigen Änderungen treten am 1. Januar 2011 in Kraft.

IV.

Die Änderungen unterliegen dem fakultativen Referendum.14

Luzern, 9. März 2009

Im Namen des Kantonsrates
Der Präsident:Adrian Borgula
Der Staatsschreiber: Markus Hodel

13 Der Regierungsrat setzte die §§ 25 Absatz 2, 25b, 27 Absätze 1c und 3, 57 Absatz 6, 60 Absatz 3,
76 Absatz 4 und 110 Absatz 3 des Steuergesetzes mit Beschluss vom 27. Oktober 2009 (K 2009
2990) rückwirkend auf den 1. Januar 2009 in Kraft. Die §§ 18 Sachüberschrift sowie Absatz 3, 22
Absatz 1, 27 Absatz 1e, 27a, 39 Absatz 2, 40 Absatz 1a, 43 Absatz 3, 63 Absatz 2, 70 Absatz 1k
sowie n, 79 Sachüberschrift und Absatz 3, 92 Absatz 1b, 93 Absatz 2, 150 Absatz 4, 174 Sach­
überschrift, 176 Absatz 1, 178a, 211 Absätze 3 und 4 sowie 5, 213 Absatz 3, 214 Absätze 1 sowie
4, 216, 217a, 219 Absatz 2, 220 Absatz 2, 225 Absatz 3, 226 Absatz 3 und 258a des Steuer­
gesetzes sowie § 5 Absatz 1 Ziffer 3 und § 13 Absatz 1 Ziffer 4 des Gesetzes über die Grundstück­
gewinnsteuer und § 9a des Gesetzes über die steuerbegünstigten Arbeitsbeschaffungsreserven setzte
der Regierungsrat mit demselben Beschluss auf den 1. Januar 2010 in Kraft. Auf den 1. Januar 2011
setzte er ferner § 62 des Steuergesetzes in Kraft.

14 Gegen die Gesetzesänderung wurde das Referendum ergriffen. In der Volksabstimmung vom 27. Sep­
tember 2009 wurde die Änderung angenommen (K 2009 2709).
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Anhang

Änderung von Erlassen im Zusammenhang
mit der Änderung des Steuergesetzes

a. Gesetz betreffend die Erbschaftssteuern

Das Gesetz betreffend die Erbschaftssteuern vom 27.Mai 190815 wird wie folgt
geändert:

§ 11 Absatz 2

wird aufgehoben.

b. Gesetz über die Handänderungssteuer

Das Gesetz über die Handänderungssteuer vom 28. Juni 198316 wird wie folgt
geändert:

§ 7 Absatz 2
2 Ist der Erwerbspreis nicht feststellbar, zum Beispiel bei Tausch, Schenkung oder
Erbgang, ist die Steuer bei Grundstücken mit einer land­ oder forstwirtschaftlichen
Ertragswertschatzung von dem um 200 Prozent erhöhten Katasterwert, bei den übri­
gen Grundstücken vom Katasterwert zu berechnen. Das gleiche gilt, wenn der unter
nahestehenden Personen vereinbarte Erwerbspreis dieseWerte nicht erreicht. Liegt
das Grundstück, das eine landwirtschaftliche Ertragswertschatzung aufweist, in der
Bauzone, ist die Steuer vomVerkehrswert zu ermitteln.

c. Gesetz über die Grundstückgewinnsteuer

Das Gesetz über die Grundstückgewinnsteuer vom 31. Oktober 196117 wird wie
folgt geändert:

15 SRL Nr. 630
16 SRL Nr. 645
17 SRL Nr. 647
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§ 1 Absatz 2 Ziffer 2

wird aufgehoben.

§ 4 Absatz 1 Ziffer 6
1 Die Besteuerung wird aufgeschoben:
6. bei vollständiger oder teilweiser Veräusserung eines selbstbewirtschafteten land­
oder forstwirtschaftlichen Grundstücks, soweit der Veräusserungserlös zwei Jahre
vor oder nach der Veräusserung zum Erwerb eines selbstbewirtschafteten Ersatz­
grundstücks in der Schweiz oder zur Verbesserung der eigenen, selbstbewirt­
schafteten land­ oder forstwirtschaftlichen Grundstücke verwendet wird;

§ 5 Absatz 1 Ziffer 3 (neu)
1 Von der Grundstückgewinnsteuer sind befreit:
3. die ausländischen Staaten für ihre inländischen, ausschliesslich dem unmittelba­
ren Gebrauch der diplomatischen und konsularischenVertretungen bestimmten
Liegenschaften sowie die von der Steuerpflicht befreiten institutionellen Begün­
stigten nachArtikel 2 Absatz 1 des Gaststaatgesetzes vom 22. Juni 2007 für die
Liegenschaften, die Eigentum der institutionellen Begünstigten sind und die von
deren Dienststellen benützt werden.

§ 13 Absatz 1 Ziffer 4

wird aufgehoben.

d. Gesetz betreffend die teilweise Abänderung des Steuergesetzes
vom 30. November 1892

Das Gesetz vom 28. Juli 1919 betreffend die teilweiseAbänderung des Steuergesetzes
vom 30. November 189218 wird wie folgt geändert:

§ 33
Die Einwohnergemeinden können beschliessen, von demVermögen, das an Nach­
kommen von Erblasserinnen oder Erblassern geht, eine Erbschaftssteuer zu beziehen.
Den Nachkommen gleichgestellt sind Adoptivkinder, uneheliche Nachkommen
ohne gesetzliches Erbrecht, Stiefkinder sowie Pflegekinder, sofern das Pflege­
verhältnis mindestens zwei Jahre bestanden hat.

18 SRL Nr. 652
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e. Gesetz über die steuerbegünstigten Arbeitsbeschaffungsreserven

Das Gesetz über die steuerbegünstigtenArbeitsbeschaffungsreserven vom 13. Sep­
tember 198819 wird wie folgt geändert:

§ 9a (neu)
Übergangsbestimmung der Änderung vom 9.März 2009

1 Arbeitsbeschaffungsreserven nach diesem Gesetz können dem Bundesgesetz ent­
sprechend bis zum 30. Juni 2008 gebildet werden.
2 Der Regierungsrat regelt die Auflösung der bestehendenArbeitsbeschaffungs­
reserven analog zum Bundesrecht.
3 Er wird ermächtigt, nach derenAuflösung dieses Gesetz aufzuheben.

19 SRL Nr. 861


